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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Reaktion der anderen Parteien - Angriff der Grünen? 

Nach den eidgenössischen Wahlen 2019 und ihrem damaligen Wahlerfolg hatten die
Grünen mit einiger Vehemenz einen Anspruch auf einen Bundesratssitz angemeldet
und anschliessend auch den Sitz von Ignazio Cassis angegriffen – allerdings ohne Erfolg.
Mit dem Rücktritt von Ueli Maurer eröffnete sich der grünen Partei eine neuerliche
Möglichkeit für einen Angriff. Allerdings schätzen die Medien die Chancen für eine
Sitzeroberung als äusserst gering ein, weil kaum eine Partei Hand bieten werde, den
unbestrittenen Anspruch der stärksten Partei auf zwei Sitze in Frage zu stellen. Die
Frage war zudem, ob sich bei den Grünen überhaupt eine Kandidatin oder ein Kandidat
finden würde, die oder der sich sozusagen «verheizen» lassen und mögliche Chancen
für eine Bundesratswahl nach den eidgenössischen Wahlen 2023 zum Vornherein
vergeben würde – der Blick sprach von einem «Opferlamm». Zwar wurden in den
Medien einige Namen genannt, etwa Ständerat Mathias Zopfi (gp, GL), Nationalrätin
Aline Trede (gp, BE) oder der Baselbieter Regierungsrat Issac Reber (BL, gp). Das Zögern
der Grünen, die erst am 18. Oktober an einer Fraktionssitzung entscheiden wollten, ob
sie überhaupt antreten wollen oder nicht, wurde von den Medien aber kritisiert. Auch
bei den eidgenössischen Wahlen 2019 habe man zu lange gewartet; die Geschichte
scheine sich deshalb zu wiederholen, argwöhnte die Aargauer Zeitung. Kurz vor der
entsprechenden Fraktionssitzung präsentierte der Sonntagsblick eine Umfrage, die
zeigte, dass sich total 32 Prozent der Befragten für eine Kandidatur der Grünen
aussprachen. Dieser Anteil lag bei GP- und SP-Sympathisierenden bei knapp 70
Prozent, erreichte bei Anhängerinnen und Anhängern der bürgerlichen Parteien aber
nicht einmal 20 Prozent. 
An einer Medienkonferenz gaben die Grünen dann tags darauf bekannt, den SVP-Sitz
nicht angreifen zu wollen. Man wolle gegen das «abgekartete Spiel» des
«Machtkartells», das sich durch Untätigkeit in Klima-, Umwelt- und Europafragen
auszeichne, nicht unnötig Zeit «vergeuden», so Aline Trede vor der Presse. Es sei
erfolgversprechender, die Gesamterneuerungswahlen im Nachgang an die
eidgenössischen Wahlen 2023 abzuwarten, weil momentan keine einzige Fraktion für
Gespräche über einen grünen Bundesratssitz bereit sei. Die Partei werde gestärkt aus
den Wahlen hervorgehen und ihren Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung festigen.
Die Medien zeigten Verständnis für den Verzicht. Sei ihr Konkordanz wichtig, dann dürfe
die GP nicht die SVP angreifen, deren Anspruch auf zwei Sitze aufgrund von deren
Grösse unbestritten sei, argumentierte die NZZ. Die Aargauer Zeitung erklärte den
Verzicht auch damit, dass sich keine Kandidierenden finden liessen. Die Grünen
brächen damit aber mit einer 35-jährigen Tradition: Die Partei habe bisher die Sitze der
SVP stets angegriffen. Die Weltwoche vermutete, das unentschlossene Vorgehen zeige,
dass es den Grünen auch früher nie wirklich ernst gewesen sei mit der Eroberung eines
eigenen Bundesratssitzes. Die «Kamikaze-Aktion» hätte wohl viel Energie gekostet, aber
letztlich nicht viel gebracht, schloss der Tages-Anzeiger. Wenn sie aber künftig wirklich
Regierungsmacht wollten, dann dürften sie sich vor einem Angriff auf die SP-Sitze nicht
mehr scheuen. Die NZZ schliesslich nannte die Grünen gar «naiv»: Wenn sie nicht «zu
harmlos für den Bundesrat» bleiben wolle, müsse die Partei bei den
Gesamterneuerungswahlen einen Sitz der SP angreifen.

Nach der Rücktrittsankündigung von Simonetta Sommaruga Ende Oktober wurde
dieses von dem Medien angemahnte Szenario dann freilich plötzlich realistisch. Die
Grünen reagierten diesmal wesentlich rascher und kündigten lediglich eine Stunde nach
dem Rücktritt der Berner Magistratin an, den Sitz der SP ebenfalls nicht anzugreifen. Es
brauche mehr Kraft für die Bekämpfung der Klimakrise im Bundesrat; auf Kosten der SP
könne sich das entsprechende Gewicht aber sicherlich nicht verschieben, so die
Begründung von Aline Trede in den Medien. Diese Argumentation weckte freilich Kritik
bei der GLP und der FDP, die den Grünen vorwarfen, nicht zur Konkordanz zu stehen,
sondern eine inhaltliche Koalition anzustreben. Mit drei Sitzen sei die Linke definitiv
übervertreten. Auch die NZZ kritisierte, dass die Grünen «auf ihre historische Chance»
verzichteten, da sie bei einem Angriff auf den SP-Sitz wohl durchaus Unterstützung von
rechts erhalten hätten.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2022
MARC BÜHLMANN
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Die Fraktionshearings

In der Woche vor den Ersatzwahlen hatten die zwei verbliebenen SP-Kandidatinnen –
Eva Herzog (sp, BS) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) – und SVP-Kandidaten –
Albert Rösti (svp, BE) und Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) – den einzelnen Fraktionen Red und
Antwort zu stehen. Vor diesen Fraktionshearings wurden die vier Kandidierenden
allerdings von der rund 30-köpfigen, starken Bauernlobby im Parlament angehört, was
einiges Medienecho auslöste. Man habe sofort Unterschiede hinsichtlich Herkunft von
Stadt und Land gespürt, gab Pierre-André Page (svp, FR) im Anschluss an diese Sitzung
24Heures zu Protokoll. Für Albert Rösti und Elisabeth Baume-Schneider sei die
Landwirtschaft nicht einfach bloss Politik, sondern man merke, dass sie aus eigener
Erfahrung wüssten, wie die Realität als Landwirtin und Landwirt aussehe, liess sich auch
Simone de Montmollin (fdp, GE) zitieren. Man gebe aber keine Wahlempfehlung ab, so
der Präsident der Gruppe, Markus Ritter (mitte, SG). Der Blick verwies darauf, dass es
bei der Erneuerungswahl zweimal um «Stadt gegen Land» gehe, sah allerdings wie die
meisten anderen Deutschschweizer Medien diesbezüglich ein Unentschieden –
weiterhin gehörte die Favoritenrolle Albert Rösti und Eva Herzog.

Die Aargauer Zeitung hingegen berichtete nach den ersten Fraktionsanhörungen der
SP-Kandidatinnen von einer «rasanten Aufholjagd» der Jurassierin. Ebendiese Nähe
zur Landwirtschaft – unterstrichen durch ein Foto, welches sie mit
Schwarznasenschafen auf einer Wiese zeigte und das von allen Medien verbreitet wurde
– sei nach der Anhörung der SP-Kandidatinnen auch in der SVP-Fraktion als «riesiger
Vorteil» bezeichnet worden. Sie sei zwar inhaltlich nicht auf der Linie der Partei,
verströme allerdings laut Aussagen verschiedener Fraktionsmitglieder «Wärme,
Fröhlichkeit und Zugänglichkeit», vor allem auch, wenn sie Schweizerdeutsch spreche.
Bei Eva Herzog sei «die Temperatur im Sitzungszimmer [...] deutlich [gesunken], als sie
den Raum betrat», zitierte die Aargauer Zeitung ein weiteres SVP-Fraktionsmitglied.
Anders interpretierte die NZZ das Hearing der SVP. Eva Herzog sei bei der SVP gut
angekommen, weil sie besser vorbereitet gewesen sei als Elisabeth Baume-Schneider.
SVP-Fraktionsmitglieder hätten betont, dass Eva Herzog «das Format für den
Bundesrat» habe. Der Tages-Anzeiger schätzte die Stimmung in der SVP auf «zwei
Drittel für Herzog, ein Drittel für Baume-Schneider». Die SVP-Fraktion gab in der Folge
keine Empfehlung ab, erklärte aber, dass man sich an das SP-Ticket halten werde.
Auch die Fraktion der Grünen gab keine Wahlempfehlung ab, bezeichnete aber beide
Kandidatinnen als «ausgezeichnet», so Fraktionschefin Aline Trede (gp, BE) in der
Aargauer Zeitung. Da die Mauern der Fraktionszimmer Ohren hätten, wusste die
Liberté, dass die Grünen in einer Probeabstimmung mit drei Viertel der Stimmen
Elisabeth Baume-Schneider den Vorzug gegeben hätten. 
Schon vor der Bekanntgabe der Kandidatur von Elisabeth Baume-Schneider hatte die
FDP verlauten lassen, dass sie sich gegen eine Mehrheit von lateinischsprachigen
Mitgliedern im Bundesrat stellen werde. Vor den Hearings wurde im Freisinn gar
diskutiert, die Jurassierin nicht einzuladen und sich stattdessen mit Evi Allemann zu
unterhalten. Diesen Plan liess man dann allerdings fallen. Zwar sprach die Fraktion nach
dem Hearing ebenfalls keine Empfehlung aus, erinnerte aber in ihrer Stellungnahme an
die Bedeutung der ausgewogenen sprachlichen und regionalen Vertretung im
Bundesrat. Die dann doch eher zurückhaltende Position wurde in den Medien dadurch
erklärt, dass die starke französischsprachige Minderheit innerhalb der FDP-Fraktion
wohl Sympathien für Baume-Schneider gezeigt habe.
In der Mitte-Fraktion sei das Rennen offen, urteilte Le Temps, auch wenn einzelne
Fraktionsmitglieder Eva Herzog im Vorteil sähen. Die Sprachenfrage sei für die Mitte
eher unwichtig, wenn die Übervertretung der Personen aus der lateinischsprachigen
Schweiz nicht zu lange andauere. Der entsprechende Artikel der Bundesverfassung sei
keine mathematische Regel, sondern vor allem ein Minderheitenschutz, erinnerte
Pirmin Bischof (mitte, SO). 
Einzig die GLP-Fraktion sprach sich nach der Anhörung für Eva Herzog aus, weil man sie
als fähiger erachte, die EU-Beziehungen zu normalisieren, wie Tiana Moser (glp, ZH)
gegenüber Le Temps erklärte. 

Die beiden SVP-Kandidaten wurden zuerst von der FDP- und der GLP-Fraktion
angehört. Albert Rösti habe dabei wesentlich nervöser gewirkt als Hans-Ueli Vogt,
wusste die Aargauer Zeitung zu berichten. Albert Rösti bleibe Kronfavorit, urteilte
hingegen die NZZ, auch wenn beide Fraktionen sowohl den Berner als auch den Zürcher
als wählbar erachteten und deshalb Stimmfreigabe beschlossen. Einzelne
Fraktionsmitglieder befanden, dass Hans-Ueli Vogt einen fragileren Eindruck
hinterlassen habe als Albert Rösti. Bei der GLP sei es vor allem darum gegangen, zu
entscheiden, welchem der beiden Kandidaten eher zuzutrauen sei, zugunsten der

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2022
MARC BÜHLMANN
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Konkordanz von der Parteilinie abzuweichen. 
Zu einem Novum kam es bei der Grünen Fraktion, die zum ersten Mal ein Hearing für
die SVP-Kandidaten durchführte. Darauf hatte die Fraktion in den vergangenen Jahren
jeweils verzichtet, weil sie mit einer eigenen Kampfkandidatur gegen die SVP angetreten
war. Die GP-Fraktion empfehle keinen der beiden SVP-Kandidaten zur Wahl, weil beide
ein Risiko für das Klima, die Biodiversität und die Menschenrechte darstellten, liess die
grüne Fraktion nach den Anhörungen durch Fraktionsvizepräsidentin Lisa Mazzone (gp,
GE) verlauten. Die Fraktionsmitglieder seien frei, bei der Wahl um die Nachfolge von
Ueli Maurer keinen oder einen anderen Namen auf den Wahlzettel zu schreiben. 
Davon sah die SP-Fraktion ab. Auch wenn die SVP-Kandidierenden weit von der Politik
der SP entfernt seien, würden die Fraktionsmitglieder einem offiziellen Kandidierenden
die Stimme geben – welchem sei ihnen freigestellt, wurde erklärt.
Auch für die Mitte-Fraktion waren beide SVP-Kandidierenden wählbar und auch sie gab
entsprechend keine Wahlempfehlung ab. 

Auch nach diesen Hearings blieben die Favoritenrollen in den Medien klar verteilt: Die
meisten von den Medien präsentierten Expertinnen und Experten gingen von einer Wahl
Albert Röstis und Eva Herzogs aus. Stellvertretend dafür wurde etwa in der Aargauer
Zeitung am Tag vor den Wahlen das «Orakel» bzw. der Prognosemarkt «50 plus 1»
zitiert, auf dem 149 Politikwissenschafterinnen und Politikwissenschafter mit jeweils 87
Prozent auf eine Wahl Röstis und Herzogs wetteten. Die Wahl von Rösti – aufgrund der
Amtsdauer wurde die Nachfolge von Ueli Maurer (14 Jahre im Amt) vor jener von
Simonetta Sommaruga (12 Jahre im Amt) durchgeführt – werde zudem Eva Herzog
dienen, weil sie als einzige Vertreterin der urbanen Schweiz gelte, prognostizierte der
Tages-Anzeiger in seiner Ausgabe am Tag der Wahl. Die NZZ sah allerdings nach den
Hearings nur noch «leichte Vorteile» für Eva Herzog. Es gebe nichts mehr, dass «klar
gegen Baume-Schneider» spreche, eine Überraschung sei deshalb nicht
auszuschliessen. Für Schlagzeilen nach der ominösen «Nacht der langen Messer»
sorgten Aussagen mehrerer Parlamentsmitglieder, dass Daniel Jositsch (sp, ZH) –
obwohl nicht offizieller Kandidat – wohl einige Stimmen machen werde und – falls er
gewählt würde – nicht auf die Wahl verzichten würde. Man werde staunen, wie viele
Stimmen Jositsch machen werde, wurde etwa Nik Gugger (evp, ZH) in der Aargauer
Zeitung zitiert.

Regierungspolitik

Die Gesellschaft und die Arbeitswelt veränderten sich schnell, was Herausforderung
und Chance zugleich darstelle, begründete Aline Trede (gp, BE) ihren Vorschlag für ein
Jobsharing bei Exekutivorganen. Flexible Arbeitsmodelle sicherten nicht nur Know-
How und Arbeitsplätze, sondern würden auch der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
dienen. Dies sei etwas, das in der Politik praktisch nicht möglich sei. Die Medien hätten
ihren Vorstoss mit einer Forderung nach 14 Bundesrätinnen oder Bundesräten
gleichgesetzt; darum gehe es aber nicht. Sie wolle vielmehr auch einen Kulturwandel
anregen und die Möglichkeit bieten, das politische System auf gesellschaftliche
Ansprüche hin zu überdenken. So seien etwa politische Ämter in vielen Gemeinden
auch deshalb immer schwieriger zu besetzen, weil sich kaum jemand mehr zu 100% für
ein Amt verpflichten könne. Bei Annahme ihres Postulats solle der Bundesrat folglich
Möglichkeiten und Rahmenbedingungen für Jobsharing und Teilzeitarbeit in
Exekutivämtern prüfen. 
Die 56 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen von SP, GP, GLP und der
Einzelstimme von Fabio Regazzi (cvp, TI) reichten allerdings nicht, um den erhofften
Kulturwandel anzustossen – 133 Nationalratsmitglieder sprachen sich gegen das
Postulat aus (2 Enthaltungen). Immerhin hatte Bundeskanzler Walter Thurnherr darauf
aufmerksam gemacht, dass der Bund Jobsharing begrüsse und deshalb in der
Verwaltung flexible Arbeitsmodelle propagiere. Ein Jobsharing im Bundesrat sei aber
auch aus Verfassungsgründen kaum möglich, da für das Gremium sieben Personen
vorgesehen seien. Die Frage, ob dies in Kantonen oder Gemeinden möglich sei, liege in
der Kompetenz der Kantone. 1

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalräte
– Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) – wurden in den
Genfer Regierungsrat gewählt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Für die
fünf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde – im Gegensatz zu seinem Vorgänger
Poggia – in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewählt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zurück und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rücktritt
angekündigt hatten Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tätigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jürg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurück. Für die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, für die SP Schaffhausen Martina Munz und für die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rücktritt für 2014 kündigte Fulvio Pelli (fdp, TI) an.
Auch im Ständerat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Veränderungen kommen. Für den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgeführt werden, die auf das Frühjahr 2014
angesetzt wurde. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Ende Februar war bekannt geworden, dass der amtierende Nationalrat und ehemalige
Stadtpräsident von Bern, Alexander Tschäppät (sp, BE), schwer an Krebs erkrankt war,
dem er Anfang Mai im Alter von 66 Jahren erlag. Zu Beginn der Sommersession 2018
wurde Adrian Wüthrich (sp, BE), der 38-jährige Präsident von Travail.Suisse und
Grossrat des Kantons Bern als Nachfolger von Tschäppät vereidigt. 
Zwei weitere Mutationen in der grossen Kammer hatten eine erfreulichere Ursache.
Weil Christine Häsler (BE, gp) und Evi Allemann (BE, sp) in die Berner Kantonsregierung
gewählt worden waren, rückten Aline Trede (gp, BE) und Flavia Wasserfallen (sp, BE) für
sie nach. Trede, die bereits von 2013 bis 2015 im nationalen Parlament Einsitz
genommen hatte, damals aber aufgrund des Sitzverlustes des Kantons Bern – der
zulasten der Grünen ging – abgewählt worden war, gab ihr Amt, das sie bei den
kantonalen Parlamentswahlen errungen hatte, also gleich wieder ab. Wasserfallen
ihrerseits hatte bereits im November angekündigt, ihre Beschäftigung als Co-
Generalsekretärin der SP aufzugeben. 
Rund zwei Wochen später stand die 19. Vereidigung der 50. Legislatur an. Für die
zurückgetretene Barbara Schmid-Federer (cvp, ZH) wurde Philipp Kutter (cvp, ZH)
vereidigt. In einem Interview Anfang Mai hatte Schmid-Federer ihren Rücktritt mit dem
neuen konservativ-bürgerlich ausgerichteten Kurs ihrer Partei begründet, mit dem sie
sich nicht mehr identifizieren könne. Auch dass sich das Parlament immer mehr nach
rechts bewege, könne sie mit ihren Überzeugungen nicht vereinbaren. Kutter gab nach
Erhalt seines Nationalratssitz ebenfalls einen Sitz im kantonalen Parlament auf, amtete
aber weiterhin als Stadtpräsident der Gemeinde Wädenswil. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2018
MARC BÜHLMANN

Die Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder gaben stets Anlass zu Diskussionen.
Seit der Änderung des Parlamentsgesetzes 2002 müssen Parlamentsmitglieder bei
Amtsantritt alle ihre beruflichen Tätigkeiten, die Tätigkeiten in Führungs- und
Aufsichtsgremien und Beiräten oder ihre Beratungs- und Expertentätigkeiten
offenlegen. Das Register dieser Interessenbindungen wird von den Parlamentsdiensten
geführt, nachgetragen und veröffentlicht. Zwar werden also die Mandate ausgewiesen,
darüber welche Mandate in welchem Umfang bezahlt werden, herrscht aber wenig bis
keine Transparenz und verschiedene Anläufe, dies zu ändern, waren in der
Vergangenheit jeweils gescheitert. 

Allerdings schien der gesellschaftliche Druck diesbezüglich 2019 zu wachsen. Im
«Ämtlisammeln» seien die Bundespolitiker emsig wie Bienen, kritisierte etwa der
«Blick» die über 2'000 Interessenbindungen der 246 Parlamentsmitglieder. Darunter
befänden sich auch zahlreiche «gut bezahlte Pöstchen». SP-Nationalrätin Mattea Meyer
(sp, ZH) wolle dies mit einer parlamentarischen Initiative ändern. Um finanzielle und
politische Interessen durch lukrative Mandate nicht zu vermischen – der «Blick» zitierte
die Nationalrätin mit den Worten «das geht in manchen Fällen Richtung Käuflichkeit

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2019
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und Korruption» – fordere Meyer einen «Lohndeckel für Ämtlisammler», lobte die
Zeitung. Einnahmen aus solchen Mandaten dürften laut der Forderung nicht höher sein
als die Entschädigung für die Parlamentsarbeit.  

Das Thema Transparenz war freilich nicht nur ein linkes, sondern auch ein rechtes
Anliegen. Auch Peter Keller (svp, NW) kommentierte in der «Weltwoche», dass
Zusatzbezüge offengelegt werden müssten. Das Parlament sei verseucht, weil sich ein
«Söldnerwesen» ausbreite: «Gewählte Volksvertreter sind in Wahrheit als bezahlte
Lobbyisten, Pöstli-Jäger und Verbandsfunktionäre unterwegs», so der Nationalrat.
Auslöser für den Beitrag von Keller war eine Untersuchung der «Weltwoche», die der
Frage nach der Käuflichkeit von Politikerinnen und Politikern nachging.
Parlamentsmitglieder würden bis zu 30 Mandate anhäufen und sich dafür stattlich
bezahlen lassen. «Topverdiener» würden wohl gegen eine Million Franken verdienen,
rechnete das Wochenblatt vor. Ähnliche Zahlen präsentierte Cédric Wermuth (sp, AG)
in seinem von ihm veranlassten «Lobby-Report», in dem zwei Journalisten auflisteten,
wie viel Geld die Finanz- und Versicherungsbranche an Politikerinnen und Politiker
bezahlten. Die Vergütung dieser rund 200 untersuchten Mandate – knapp zehn Prozent
aller Mandate im Parlament – schätzten sie auf rund CHF 6.5 Mio. – eine Zahl, die in den
Medien einiges Echo fand. Beide Untersuchungen zeigten freilich vor allem, wie
schwierig es ist, verlässliche Zahlen zu erhalten, die ohne Transparenz lediglich
Schätzungen sein können. 

Diskutiert wurde zudem die Idee einer Volksinitiative, mit der die Transparenz von
Nebeneinkünften gefordert wurde. Ein ähnliches Begehren war bereits 2011 lanciert
worden, letztlich aber an der Unterschriftenhürde gescheitert. Einer der damals
federführenden Initianten, Lukas Reimann (svp, SG), gab dem «Sonntags-Blick» zu
Protokoll, dass es in den letzten Jahren noch «viel schlimmer» geworden sei. Es sei
offensichtlich, dass «etliche» Parlamentsmitglieder «im Interesse ihrer Geldgeber
stimmten». Damals wie heute mit im Komitee sass auch Aline Trede (gp, BE). Es gebe
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die «ein Nebenamt bei einer
Krankenkasse haben und munter das Gesundheitswesen prägen», so die Nationalrätin
ebenfalls im Sonntags-Blick. Wer sich nicht an die Offenlegungspflicht halte oder
betrüge, solle aus den Kommissionen verbannt werden, so die Forderung der Initiative,
für die allerdings bis Ende 2019 die Unterschriftensammlung nicht gestartet worden
war. 

Kurz vor den eidgenössischen Wahlen lancierte auch Regula Rytz (gp, BE) einen in den
Medien aufgenommenen Vorstoss in Form einer parlamentarischen Initiative, der sich
den Europarat zum Vorbild nahm. Dort müssen alle Einnahmen über € 200 mit Herkunft
angegeben werden. Dieser Regelung unterwarfen sich aktuell zehn der zwölf
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier, die im Parlament des Europarates
sitzen. Alfred Heer (svp, ZH), einer dieser zehn, glaubte allerdings nicht an den Nutzen
dieser Transparenz. Die Angaben würden nicht überprüft und es könnten beliebige
Erträge angegeben werden. Thomas Müller (svp, SG), neben Hannes Germann (svp, SH)
einer der beiden Parlamentarier, die sich als Mitglied der Delegation den Regeln nicht
unterwerfen wollten, befand in der Aargauer Zeitung, dass auch Politiker «Anspruch auf
Privatsphäre» hätten. Was er verdiene, gehe niemanden etwas an. Hannes Germann
warnte, dass die angestrebte Regelung in der Schweiz viele Leute abschrecken könnte,
ein Parlamentsmandat zu übernehmen, weil sie in einem Milizsystem ja auf Einkünfte
neben den Parlamentarierentschädigungen angewiesen seien. 4

In der Herbstession diskutierte der Nationalrat die vom Büro-NR ausgearbeitete
Teilrevision des Parlamentsressourcengesetzes. Die Arbeiten gingen auf eine
parlamentarische Initiative von Michael Töngi (gp, LU) zurück, die fordert, dass
Parlamentsangehörige per Bahn statt mit dem Flugzeug reisen. In der Zwischenzeit
hatte der Bundesrat, angeregt von einer weiteren, allerdings in den Räten abgelehnten
parlamentarischen Initiative Töngi (Pa.Iv. 19.408), in einer Verordnung festgelegt, dass
Bundesangestellte nur noch mit dem Flugzeug reisen dürfen, wenn die Reisezeit mit
dem Zug sechs Stunden überschreitet oder eine zusätzliche Übernachtung nötig ist. Für
die Revision schlug das Büro-NR eine analoge Regelung vor – wie Aline Trede (gp, BE) als
Sprecherin des Büros ausführte –, obwohl ursprünglich eine Reiseobergrenze von acht
Stunden gefordert worden war. Auf die entsprechenden Nachfragen von Thomas Aeschi
(svp, ZG) und Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) antwortete Aline Trede, dass Brüssel in
dieser Vorlage der Knackpunkt gewesen sei, weil die Reise zum EU-Sitz etwas mehr als 6
Stunden mit dem Zug beanspruche. Es gehe aber bei der Vorlage primär darum, sich
bewusst zu werden, dass nicht für alle Reisen das Flugzeug nötig sei. In der Folge
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doppelte Thomas Aeschi nach und rechnete vor, dass nicht nur die Reise nach Brüssel,
sondern auch nach Rom, Berlin und Wien mehr als sechs Stunden dauere. Auch der
Passus mit der Übernachtung zeige, dass man es mit dem Gesetz nicht wirklich ernst
meine und diese Schlupflöcher letztlich Verhaltensänderungen bei den
Parlamentsmitgliedern verhindern würden, weshalb nicht auf die Vorlage eingetreten
werden solle. Dieser Antrag wurde in der Folge mit 114 zu 57 aus der SVP-, der FDP und
der Mitte-Fraktion stammenden Stimmen abgelehnt. Etwas mehr Unterstützung,
nämlich 70 Stimmen wiederum aus den gleichen Fraktionen, erhielt der
Minderheitsantrag Aeschi, der eine grundsätzliche Wahlfreiheit zwischen Bahn- und
Flugreisen lediglich dann vorgesehen hätte, wenn Flüge billiger sind als die
entsprechende Reise mit dem Zug. Diskussionslos standen diesem Antrag allerdings 105
Stimmen gegenüber. Die darauffolgende Gesamtabstimmung passierte der Entwurf mit
114 zu 64 Stimmen (5 Enthaltungen). 5

Parlamentsorganisation

Gemäss des Kundgebungsreglements der Stadt Bern gilt während Sessionen des
eidgenössischen Parlaments auf dem Bundesplatz ein Demonstrationsverbot. Weil
dieses Verbot nicht haltbar sei – insbesondere während Sessionen sollten die
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit haben, ihre Volksvertreterinnen und -vertreter
auf ihre Sorgen aufmerksam zu machen – müsse sich der Bund bei der Gemeinde Bern
für eine Aufhebung dieses Passus im Kundgebungsreglement einsetzen. Dies forderte
Aline Trede (gp, BE) in ihrer Motion, mit der sie Aktionen und Demonstrationen auf
dem Bundesplatz auch während Sessionen ermöglichen wollte, wie sie ihren Vorstoss
betitelte. In der Nationalratsdebatte in der Sommersession 2021 erklärte die Bernerin,
dass es ein Bewilligungsverfahren geben solle und Aktionen, die den Sessionsbetrieb zu
stark störten oder gar die Sicherheit bedrohten, weiterhin nicht zugelassen werden
dürften. Für das Büro-NR, das die Motion ablehnte, ergriff Roland Rino Büchel (svp, SG)
das Wort. Das Kundgebungsverbot bestehe seit 1925 und gebe immer wieder Anlass zu
Diskussionen. Man habe aber mit der Stadt Bern seit 2016 ein «Memorandum of
Understanding», das Kleinstkundgebungen ohne Lärmemissionen erlaube. Die
Zusammenarbeit mit der Stadt funktioniere gut. Die unbewilligte Klimademonstration
während der letzten Woche der Herbstsession 2020 habe aber eben gezeigt, dass
Störungen nicht nur wegen Lärm, sondern auch wegen der Blockierung der Zugänge
zum Parlamentsgebäude auftreten können. Bereits früher habe der Nationalrat ähnliche
Vorstösse abgelehnt und das Büro bringe nach wie vor dieselben Gegenargumente vor:
Das Parlament müsse seine Arbeit «sicher, ordnungsgemäss und störungsfrei»
ausführen können und die Stadt Bern sei verpflichtet, dies zu garantieren. Dies sah
auch die Ratsmehrheit so und versenkte den Vorstoss mit 117 zu 67 Stimmen. Lediglich
die SP- und die GP-Fraktion stimmten geschlossen für eine Öffnung des
Demonstrationsverbots. 6
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Viel Druckerschwärze wurde 2014 zum Thema Abstimmungsprognosen und -analysen
verbraucht. Auch hier spielte die im Berichtjahr vieles überschattende
Masseneinwanderungsinitiative eine wichtige Rolle. Bereits im Vorfeld der Abstimmung
wurde über die Präzision der Demoskopie diskutiert, als im Januar eine Nein-Mehrheit
gegen die Initiative der SVP prognostiziert wurde. Erinnerungen an die Minarett-
Initiative wurden wach, bei der sich die vor der Abstimmung prognostizierte deutliche
Ablehnung am Abstimmungssonntag ins Gegenteil kehrten. Im Fokus stand dabei auch
2014 Claude Longchamp, Direktor des GfS-Meinungsforschungsinstituts, der Umfragen
für die SRG nicht nur durchführt, sondern auch kommentiert. Bei der
Masseneinwanderungsinitiative war Longchamp vorsichtiger und sagte lange Zeit einen
sehr knappen Ausgang voraus. In die Schlagzeilen geriet der GfS-Direktor dann
allerdings mit der VOX-Analyse zum Urnengang im Februar. Dort wurde eine Beteiligung
von Jugendlichen von lediglich 17% analysiert. Alternative Analysen aus Städten und dem
Kanton Genf, bei denen die Stimmrechtsausweise und nicht Umfragen als Basis dienten,
kamen jedoch auf höhere Zahlen, mit denen die VOX-Analysen in Frage gestellt wurden.
Longchamp kündigte an, ein neues Gewichtungsverfahren testen zu wollen. Im
Parlament reichte Aline Trede (gp, BE) eine noch nicht behandelte Motion ein, mit der
eine gesamtschweizerische Erhebung aller Stimmzettel analog zum Kanton Genf und zur
Stadt St. Gallen angeregt wird. Die VOX-Analysen, die bisher von Claude Longchamp
zusammen mit Politikwissenschaftlern aus Bern, Genf und Zürich durchgeführt wurden,
gerieten in der Folge in ein relativ schiefes Licht und der Bund prüfte Alternativen.
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Entschieden wurde, dass die Abstimmungsanalysen künftig ausgeschrieben werden
sollen, um durch Konkurrenz die Analysequalität zu steigern. Ende Jahr griff Christoph
Mörgeli (svp, ZH), für den Longchamp seit langem ein rotes Tuch zu sein scheint, zum
Zweihänder und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit der
Abstimmungsprognosen verboten werden sollen. Zudem müsse sich die SRG von Claude
Longchamp trennen. Mörgeli sah es als erwiesen an, dass Umfragen vor Urnengängen
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger auf unzulässige Weise beeinflussten. Die
Wissenschaft vertritt hier eine differenziertere Meinung. Nachweise von tatsächlicher
Beeinflussung konnten bisher nicht stichhaltig erbracht werden. Bei aller
gesellschaftspolitischer Diskussion um Abstimmungsprognosen und -analysen ging ab
und an diese wissenschaftlich-methodische Position etwas unter. Umfragen sind nicht
mehr – aber auch nicht weniger – als eine relativ wackelige Momentaufnahme, die ein
Stimmungsbild bei Befragten abbildet, das sich nur mit sehr grosser Sorgfalt und
Zurückhaltung auf die gesamte Bevölkerung hochrechnen lässt. 7

Die von der nicht wiedergewählten Aline Trede (gp, BE) Mitte 2014 eingereichte Motion,
die eine bundesweite Datenerhebung bei Abstimmungen und Wahlen verlangt, um die
Partizipation nach soziodemographischen Merkmalen erfassen zu können, wurde Ende
2015 von Balthasar Glättli (gp, ZH) übernommen. Der Vorstoss, der damit dem Schicksal
der Abschreibung aufgrund Ausscheidens der Urheberin vorerst entkam, war eine Folge
der Diskussionen um die Schwierigkeit einer Analyse der Stimmbeteiligung auf der Basis
von repräsentativen Nachbefragungen.

MOTION
DATUM: 03.12.2015
MARC BÜHLMANN

Eine gesamtschweizerische Datenerhebung der Stimmbeteiligung nach
soziodemographischen Aspekten wird es in nächster Zeit wohl nicht geben. Die
entsprechende, ursprünglich von Aline Trede (gp, BE) eingereichte und von Balthasar
Glättli (gp, ZH) übernommene Motion wurde abgeschrieben. Die Idee, eine
Datenerhebung bei Abstimmungen einzuführen, war aufgrund der virulenten
Diskussionen um die Altersverteilung bei der Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative geboren worden. Nachbefragungen waren damals davon
ausgegangen, dass junge Stimmbürgerinnen und Stimmbürger in grossem Umfang der
Urne ferngeblieben waren. Aufgrund von Analysen anonymisierter Stimmzettel aus dem
Kanton Genf und in der Stadt St. Gallen wurde diese Annahme allerdings hinterfragt. In
der Zwischenzeit wurden mit diesen Stimmzetteln einige wissenschaftliche Analysen
durchgeführt, die zu teilweise neuen Erkenntnissen führten. So zeigte sich etwa in
Genf, aber auch in der Stadt St. Gallen, dass sich über eine längere Zeitspanne hinweg
bis zu 75% aller Bürgerinnen und Bürger, zumindest selektiv, an Abstimmungen
beteiligen. 8
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